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Jl.nfrage 

der .Abg. E 1 beg ger, Z e 0 h t 1, Ferdinanda F 1 os s man n, 

Dr. Z e 0 h ne r, Dr. Ko re f, Pr e u ß 1 e r, D r a:x 1 e r, T r u p p e, 

Pro k s c h und Genossen 

" an den 13~de8mini8ter für InnereS 5 

betreffend Ausstellung von Reisepässen an belastete Personen im Sinne des 

Verbotsgesetzee 1947. 

-., ... -
13elastetenPerscnen im Sinne des Verbotsgesetzes 1947 wird von den 13e-

. und staatliohen P,Q1i~eistel1~n ." _. . .. zl.rkehauptmanneoliafterV1n a.er Rege.L dl.e AusstelJ."Ullg von Rel.sepaesen vex-
weigert. Diese Maßnahme wird mit ein!oiaun

g 
der üb ergeordneten Behörde, 

die angeblioh über Auftrag des Alliierten Rates erfolgt, begründet. 

Nach .\nsieht der unterzeiohneten Abgeordneten widersprioht die Ver

weigerung von Reisepässen an Bsterreiohisohe Staatsbürger, auoh wenn diese 

zur Kategorie der belasteten Personen im Sinne des Verbotagesetzes 1947 

gehören, denVorsohriften der 5sterreiohisohen Bundesverfassung und der 

auf Grund dieser erlassenen 13undesgesetzeo Das Verbotsgesetz 1947, wel-

ohes elle Sübnefolgen für ehemalige Angehörige der verbotenen NSDAPtaxa

t1v aufzählt, sieht eine soloheadm.:tnistrative Maßnahme nioht vor. Auoh 

das iontrollabkommen der Alliierten beinhaltet eine solohe Maßnahme für 

ehemalige Nationalsozialisten nioht. 

Die gefertigten Abgeordneten riohten daher an den Herrn Bundesminister 

für lnneres die nachstehende 

~n f r a~ 
Ist der Herr ;Bundesminister bereit, duroh geeignete Vorstellungen beim, 

, 
Alliierten Rate zu versuohen, eine Rüoknahme der oben bezeiohneten Weisung des· 

selben zu erwirkerla 

...... -.... -.... 
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